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daß die Hauptbuchhalter der Kombinatsbetriebe in ihrer 
Kontrolltätigkeit den Anforderungen einer effektiven 
wirtschaftlichen Rechnungsführung entsprechen (§ 8 Abs. 1 
und 4).

Kontrolle über die Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit

Mit dem Auftrag, durch seine Kontrolltätigkeit für den 
Schutz und die Mehrung des Volkseigentums Sorge zu 
tragen, ist für den Hauptbuchhalter ausdrücklich die Pflicht 
verbunden, konsequent die Kontrolle über die Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit wahrzunehmen (§ 3 
Abs. 1). Diese Aufgabe steht im inneren Zusammephang 
mit den ihm für seine Kontroll- und Analysentätigkeit 
vorgegebenen Maßstäben und ist insoweit auch eine not­
wendige Konsequenz der nach dem Prinzip des demokra­
tischen Zentralismus durchzuführenden und damit vor 
allem an rechtlich normierten Anforderungen an die Lei­
tung, Planung und Stimulierung orientierten Wirtschafts­
kontrolle.

Der Einheit von Rechtsverwirklichung und Effektivität 
und Qualität der Produktion, der Einheit von sozialisti­
scher Gesetzlichkeit und Schutz und Mehrung des Volks­
eigentums entspricht auch die Einheit von Wirtschafts- und 
Rechtskontrolle durch den Hauptbuchhalter. Sie gebietet 
ihm, seine gesamte Kontroll- und Analysentätigkeit so zu 
gestalten, daß allen Rechtsverletzungen auf dem Gebiet 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung und allen Verstö­
ßen gegen die Plan- und Finanzdisziplin vorgebeugt und 
allen Anzeichen für Rechtsverletzungen soldier Art nach­
gegangen wird.

Stellt der Hauptbuchhalter im Rahmen seiner Kontroll- 
und Analysentätigkeit Verstöße gegen die sozialistische 
Gesetzlichkeit auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung fest, kann er den zuständigen Leitern Auf­
lagen zur Wiederherstellung der Gesetzlichkeit erteilen. 
Dazu ist er ausdrücklich bevollmächtigt (§ 7 Abs. 3) und 
im Sinne eines wohlverstandenen Ermessens sogar ver­
pflichtet, wenn eine Fortsetzung oder Wiederholung solcher 
Verstöße zu befürchten ist. Außerdem ist er verpflichtet, 
dem Generaldirektor des Kombinats bzw. dem Direktor des 
Betriebes sowohl über die Nichtbefolgung seiner Auflagen 
als auch über die festgestellten Verletzungen der sozia­
listischen Gesetzlichkeit zu informieren (§§ 7 Abs. 3, 11 
Abs. 1) und — soweit das nicht bereits infolge seiner Auf­
lagen geschehen ist — Maßnahmen zur umgehenden Her­
stellung des gesetzlichen Zustandes zu fordern. Wird dieser 
Forderung nicht innerhalb eines Monats entsprochen oder 
liegen schwerwiegende Verletzungen gegen die sozialisti­
sche Gesetzlichkeit vor, hat sich der Hauptbuchhalter des 
Kombinats an den Minister und der Hauptbuchhalter eines 
Betriebes an den Leiter des wirtschaftsleitenden Organs zu 
wenden. Diese haben dann ebenfalls innerhalb eines 
Monats die Informationen auszuwerten bzw. Entscheidun­
gen zu treffen, die den gesetzlichen Zustand herstellen 
(§§ 11 Abs. 1 und 2, 13 Abs. 2). Der Hauptbuchhalter des 
Betriebes ist darüber hinaus gehalten, den zuständigen 
Minister zu informieren, wenn weder der Direktor des 
Betriebes noch der Leiter des wirtschaftsleitenden Organs 
seinen berechtigten Forderungen entsprechen (§ 13 Abs. 2).

Die Hauptbuchhalter besitzen also weitreichende recht­
liche Möglichkeiten, der sozialistischen Gesetzlichkeit Gel­
tung zu verschaffen und für ihre konsequente Durchsetzung 
einzutreten. Das begründet aber auch die Erwartung, daß 
die Hauptbuchhalter diese rechtlichen Möglichkeiten in 
vollem Umfang ausschöpfen und sich dabei auch auf die 
Pflichten der Generaldirektoren und Direktoren der Kom­
binatsbetriebe und der Direktoren der VEB zur Gewähr­
leistung der sozialistischen Gesetzlichkeit stützen (§§ 8 und 
3 der VO über die volkseigenen Kombinate, Kombinats­
betriebe und volkseigene Betriebe).

Die HauptbuchhalterVO schafft dazu bessere Bedingun­
gen dafür, besonders solchen Straftaten vorzubeugen, die 
sich gegen das sozialistische Eigentum und die Volkswirt­
schaft richten. Der Zustand des inneren Kontrollsystems, 
der Ordnungsmäßigkeit auf dem Gebiet der Rechnungs­
führung, ist von wesentlicher Bedeutung für die Ausräu­
mung von Möglichkeiten, das Volkseigentum und die 
Volkswirtschaft überhaupt und über längere Zeiträume zu 
schädigen.

Enge Zusammenarbeit zwischen Hauptbuchhaltern 
und Justiz- und Sicherheitsorganen

Häufig ist in der Vergangenheit festgestellt worden, daß 
Rechtsverletzungen und Nachlässigkeiten auf diesem Gebiet 
die Begehung von Straftaten erleichterten und ihre Auf­
deckung verzögerten. Mit konsequenten Maßnahmen der 
Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht gegen solche Ge­
setzesverletzungen leisten deshalb die Staatsanwälte auch 
einen Beitrag zur Verwirklichung jener gesetzlichen 
Bestimmungen, welche die Funktionstüchtigkeit der inne­
ren Kontrolle sichern müssen, und tragen damit nicht 
selten zur Stärkung der Stellung des Hauptbuchhalters 
gegenüber seinem Kombinats- oder Betriebsleiter bei.

Aus der Stellung von Kombinats- bzw. Betriebsdirektor 
und Hauptbuchhalter ergibt sich, daß Maßnahmen der 
staatsanwaltschaftlichen Gesetzlichkeitsaufsicht stets beim 
Kombinats- bzw. Betriebsdirektor einzulegen sind. Jedoch 
sollte der Hauptbuchhalter bei Gesetzesverletzungen in 
seinem Verantwortungsbereich in mündlichen Auswertun­
gen konkret zu deren Ursachen und notwendigen Maßnah­
men Stellung nehmen. Angebracht kann es in solchen 
Fällen auch sein, nicht nur den übergeordneten Leiter, 
sondern auch die Staatliche Finanzrevision über derartige 
Gesetzesverletzungen zu informieren, weil sie als staat­
liches Organ der äußeren Kontrolle auch die Funk­
tionstüchtigkeit der inneren Kontrolle sichern hilft. Es ist 
auch zu überlegen, ob bei gravierenden Gesetzesverlet­
zungen in einem Kombinatsbetrieb der für den Sitz der 
Leitung des Kombinats zuständige Staatsanwalt des Bezirks 
zu unterrichten ist.

Sind im Bereich eines Kombinats mehrfach oder beson­
ders bedeutsame Gesetzesverletzungen festgestellt worden, 
kann es sich als sehr nützlich erweisen, daß der Staats­
anwalt Kenntnis von der Einschätzung nimmt, die nach 
§ 8 Abs. 2 der HauptbuchhalterVO einmal innerhalb von 
zwei Jahren über die Wirksamkeit der Hauptbuchhalter in 
den Kombinatsbetrieben anzufertigen ist; dabei kann der 
Staatsanwalt die Ergebnisse seiner Maßnahmen, über­
prüfen.

In zahlreichen Strafverfahren haben Hauptbuchhalter 
mit ihren Fachkenntnissen zur zügigen Feststellung der 
Wahrheit beigetragen. Das betrifft vor allem die Ermittlung 
des vom Täter verursachten Schadens, aber auch der Bege­
hungsweisen und Tatmethoden. Auch die Teilnahme des 
Hauptbuchhalters an Vernehmungen von Beschuldigten 
kann der schnellen und qualifizierten Aufklärung des 
Sachverhalts dienen. Die Einbeziehung der Hauptbuch­
halter in Untersuchungen im Rahmen von Ermittlungsver­
fahren steht im Einklang mit ihren eigenen Pflichten, den 
Schaden zu ermitteln und Maßnahmen zur Vorbeugung 
solcher Straftaten zu ergreifen. Die Erfahrung lehrt, daß 
die Hauptbuchhalter wertvolle Hinweise zu den begünsti­
genden Bedingungen der Straftaten und zu deren Über­
windung geben können und so zur höheren Qualität von 
Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht und 
anderen Vorbeugungsmaßnahmen beitragen.

Für die Zusammenarbeit der Justiz- und Sicherheits­
organe mit den Hauptbuchhaltern schafft die neue Ver­
ordnung noch günstigere Bedingungen, die sich Von der 
Aufdeckung von Straftaten gegen das sozialistische Eigen­
tum und die Volkswirtschaft bis zur öffentlichkeitswirk­
samen Auswertung erstrecken und die deshalb zielstrebig 
genutzt werden sollten. 1
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